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Wir wissen, daß es noch ein weiter Weg bis zum Abschluß 
dieser Arbeiten ist. Aber das allgemeine Bewußtsein, daß 
das Institut der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit in Über
einstimmung mit der besonderen Funktion der grundlegen
den Völkerrechtsprinzipien und der spezifischen Rolle der 
Jua-cogens-Normen geregelt werden muß und daß es heute 
Verletzungen von Völkerrechtsnormen gibt, die derart sind, 
daß sie lebenswichtige Interessen der Völkerrechtsgemein
schaft als Ganzes betreffen, ist so verbreitet, daß es nicht 
mehr zu übersehen ist.

Strukturelle Veränderungen im Völkerrecht

Schon die hier nur in Umrissen skizzierten Entwicklungen 
im Bereich der grundlegenden Völkerrechtsprinzipien, des 
Völkervertragsrechts und der völkerrechtlichen Verantwort
lichkeit lassen bemerkenswerte strukturelle Veränderungen 
im gegenwärtigen Völkerrecht erkennen. Offensichtlich 
hat ' die Tatsache, daß das Völkerrecht eine Rechtsord
nung zwischen gleichberechtigten Subjekten und insoweit 
Koordinationsrecht ist, die Herausbildung einer deutlichen 
Hierarchie völkerrechtlicher Normen nicht ausgeschlossen. 
Das bezieht sich auf den Grad der Verbindlichkeit, die Rang
folge der Normen und auf den Kreis der Normadressaten. 
Die zunehmende Zahl und Unterschiedlichkeit der Völker
rechtssubjekte sowie die ständige Erweiterung des Gegen
standes völkerrechtlicher Regeln forciert diesen Prozeß. 
Ohne ihn könnte das allgemeine Völkerrecht der Gegenwart 
seine Hauptfunktion, die Organisation einer friedlichen in
ternationalen Zusammenarbeit gleichberechtigter souveräner 
Staaten, nicht erfüllen.

Frieden als universelle Wertvorstellung

Man kann über diese tiefgreifenden Veränderungen im nor
mativen Bereich des Völkerrechts nicht sprechen, ohne we
nigstens auf die damit verbundene Veränderung der Wert
skala hinzuweisen. An erster Stelle steht hier die Verdrän
gung des Rechts zum Kriege durch die Friedenspflicht. Das 
hat weitgehende Konsequenzen in allen Bereichen des Völ
kerrechts. Obgleich der Imperialismus noch in der Lage ist, 
die Existenz der Menschheit zu bedrohen, ist bereits im ge
genwärtigen Völkerrecht der Frieden — das internationale 
Prinzip der neuen Gesellschaft — zur dominierenden und alle 
Völker verbindenden Wertvorstellung’ geworden. Im Mittel
punkt steht nicht mehr der Schutz und die Sicherung der 
Entfaltung des Privateigentums, sondern das Selbstbestim
mungsrecht der Völker, was die Souveränität über die Natur- 
reichtümer und Ressourcen einschließt.

Während das Völkerrecht der Ausbeutergesellschaften 
durch die Anerkennung des Rechts zum Kriege, der Sklaverei, 
des Kolonialismus und Rassismus den Menschen und sein 
Recht auf Leben den Interessen des Privateigentums unter
ordnete, hat der Einfluß der sozialistischen Gesellschaft be
reits heute bewirkt, daß der Schutz des menschlichen Lebens 
in Verbindung mit dem Friedensgebot zum ersten Mal in die 
Wertskala des Völkerrechts aufgenommen worden ist. Das 
findet seinen Ausdruck in so grundlegenden Vereinbarungen 
wie der Konvention über die Verhütung und Bestrafung 
des Verbrechens des Völkermordes von 194821, der Interna
tionalen Konvention über die Beseitigung aller Formen der 
Rassendiskriminierung von 196622 und der Internationalen 
Konvention über die Bekämpfung und Bestrafung des Apart
heid-Verbrechens von 1973.23 Nicht zufällig wird in zahlrei
chen Resolutionen der UN-Vollversammlung das Recht auf 
Leben in unmittelbaren Zusammenhang mit dem Recht auf 
Frieden gebracht.2'* Nachdrücklich und wiederholt hat das ge
mäß der Internationalen Konvention über Bürgerrechte und 
politische Rechte von 1966 geschaffene Menschenrechtskomitee 
erklärt, daß das Recht auf Leben die Verpflichtung der Staa
ten einschließt, Krieg und insbesondere einen Kernwaffen
krieg zu verhindern.25 Nicht als internationale Garantie der 
Willkür des Privateigentums, sondern als Element der auf 
souveräner Gleichheit basierenden Friedensordnung werden 
Menschenrechte zum Gegenstand des Völkerrechts.
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Besondere Bedeutung
der allgemeinen multilateralen Verträge

Offenbar haben für den Prozeß der Herausbildung der Völ
kerrechtsordnung die allgemeinen multilateralen Verträge 
eine besondere Bedeutung. Bereits vor 20. Jahren wurde her
vorgehoben, daß das Spezifikum dieser Gruppe von Verträ
gen darin besteht, daß sie „die rechtmäßigen Interessen aller 
Staaten in gleichem Maße (berühren)“ und „daß sie direkt, 
ohne Umweg die in ihnen enthaltenen Normen zu Normen 
des allgemeinen Völkerrechts erheben wollen. Diese Normen 
sind unmittelbar dazu geschaffen worden, um allgemeine An
erkennung zu finden“.26 Inzwischen wird in der Präambel 
der Wiener Konvention über die Staatennachfolge in Ver
träge von 197827 ausdrücklich erklärt, „daß die ständige Ein
haltung allgemeiner multilateraler Verträge, die die Kodifi- 
zierung und Weiterentwicklung des Völkerrechts zum Gegen
stand haben, und solcher, deren Gegenstand und Ziel für die 
internationale Gemeinschaft als Ganzes von Interesse sind, 
besondere Bedeutung für die Festigung des Friedens und die 
internationale Zusammenarbeit hat“.

Aus der Spezifik dieser Verträge im gegenwärtigen Völ
kerrecht ergibt sich nicht nur das Teilnahmerecht für alle 
Staaten, sonderen auch die starke Stellung, die diese Ver
träge im Rahmen der Staatennachfolge einnehmen, sowie ihre 
organisierende Funktion für die friedliche Zusammenarbeit 
der Staaten, die sie in Konkretisierung der grundlegenden 
Völkerrechtsprinzipien ausüben.

Schon eine oberflächliche Analyse dieser Verträge zeigt, 
daß sie je nach Art ihrer Anwendung oder Erfüllung sehr 
unterschiedlich sind. Häufig finden sich auch innerhalb eines 
Vertrags sehr unterschiedliche Normenkomplexe. Die See
rechtskonvention ist ein extremes Beispiel dieser Art. Dort 
gibt es allgemeine Regeln, die im wesentlichen in zweiseiti
gen Beziehungen der Staaten realisiert werden, und daneben 
solche Regeln, die die Gründung einer internationalen Orga
nisation zum Gegenstand haben. Verpflichtungen, die nur ge
genüber allen Partnern (erga omnes) eingehalten oder ver
letzt werden können, stehen neben Normen, in denen sich 
die Staaten verpflichten, in ihren jeweiligen Souveränitäts
bereichen bestimmte Regeln zu gewährleisten. Man darf des
halb allgemeine Regeln, die in solchen Verträgen vereinbart 
werden, nicht mit Erga-omnes-Verpflichtungen oder Jus- 
cogens-Normen gleichsetzen oder verwechseln.

Hier kann nicht auf Einzelheiten dieser interessanten und 
weitreichenden Entwicklung dm Bereich des allgemeinen mul
tilateralen Vertrags eingegangen werden. Das Wesen dieser 
Entwicklung wird jedoch sicher nicht erfaßt, wenn man ein
fach von einem Trend vom Bilateralismus zum Multilateris- 
mus spricht. An dieser Stelle soll lediglich die Integrations
und Ordnungsfunktion des allgemeinen multilateralen Ver
trags in seinen verschiedenen Erscheinungsformen hervorge
hoben werden, weil das seine besondere Stellung im System 
des gegenwärtigen Völkerrechts ausmacht. Mit Hilfe dieser 
Verträge sind in den letzten 30 Jahren in beachtlichem Um
fang allgemeine Regeln entstanden. Nicht wenige davon sind 
auf die Vereinheitlichung einer Vielzahl konkreter Rechtsver
hältnisse zwischen einzelnen Völkerrechtssubjekten gerichtet. 
Sie begründen konkrete Rechte und Pflichten nur für dieje
nigen Partner, zwischen denen ein entsprechendes Rechtsver-
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